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Gesetze können immer wieder ändern. Schauen Sie im Zwei-
felsfall im Internet nach; die jeweils aktuellen Bestimmungen 
finden Sie unter www.admin.ch [Bundesrecht – Systemati-
sche Rechtssammlung – im Suchfeld Abkürzung des Gesetzes 
und Artikelnummer eingeben). 

Mit der Einladung zur Versammlung muss der Verwalter auch 
die Traktanden bekannt geben, die er zu behandeln beab-
sichtigt. Die Traktandenliste sollte so klar formuliert sein, dass 
die Eigentümer erkennen können, über welche Sachfragen 
entschieden wird. Damit die Eigentümer die Möglichkeit er-
halten, Geschäfte auf die Traktandenliste setzen zu lassen, 
muss der Verwalter die Versammlung rechtzeitig ankündigen 
und einen Termin zur Einreichung der Traktanden setzen. Erst 
wenn diese Frist verstrichen ist, kann er die Einladung mit 
seinen und den eingegangenen Traktanden erstellen.

Zivilgesetzbuch (ZGB, SR 210)
Eigentum 
Art. 641 ZGB 
1	 Wer Eigentümer einer Sache ist, kann in den Schranken 

der Rechtsordnung über sie nach seinem Belieben verfü-
gen.  

2	 Er hat das Recht, sie von jedem, der sie ihm vorenthält, 
herauszuverlangen und jede ungerechtfertigte Einwirkung 
abzuwehren. 

 
Miteigentum 
Art. 646 ZGB 
1	 Haben mehrere Personen eine Sache nach Bruchteilen und 

ohne äusserliche Abteilung in ihrem Eigentum, so sind sie 
Miteigentümer.

Art. 648 ZGB 
1	 Jeder Miteigentümer ist befugt, die Sache insoweit zu ver-

treten, zu gebrauchen und zu nutzen, als es mit den Rech-
ten der andern verträglich ist. 

2	 Zur Veräusserung oder Belastung der Sache sowie zur Ver-
änderung ihrer Zweckbestimmung bedarf es der Überein-
stimmung aller Miteigentümer, soweit diese nicht einstim-
mig eine andere Ordnung vereinbart haben. 

3	 Bestehen Grundpfandrechte oder Grundlasten an Mitei-
gentumsanteilen, so können die Miteigentümer die Sache 
selbst nicht mehr mit solchen Rechten belasten. 

Ausgewählte Gesetzesbestimmungen 
für Nachbarn

Grundeigentum 
Art. 655 ZGB 
1	 Gegenstand des Grundeigentums sind die Grundstücke. 
2	 Grundstücke im Sinne dieses Gesetzes sind: 
	 1. die Liegenschaften;  
	 2. �die in das Grundbuch aufgenommenen selbständigen 

und  dauernden Rechte;  
	 3. die Bergwerke;  
	 4. die Miteigentumsanteile an Grundstücken.

Art. 667 ZGB 
1	 Das Eigentum an Grund und Boden erstreckt sich nach 

oben und unten auf den Luftraum und das Erdreich, so-
weit für die Ausübung des Eigentums ein Interesse be-
steht. 

2	 Es umfasst unter Vorbehalt der gesetzlichen Schranken alle 
Bauten und Pflanzen sowie die Quellen. 

Art. 668 ZGB 
1	 Die Grenzen werden durch die Grundbuchpläne und 

durch die Abgrenzungen auf dem Grundstücke selbst an-
gegeben.  

2	 Widersprechen sich die bestehenden Grundbuchpläne 
und die Abgrenzungen, so wird die Richtigkeit der Grund-
buchpläne vermutet.  

3	 Die Vermutung gilt nicht für die vom Kanton bezeichneten 
Gebiete mit Bodenverschiebungen.  

Immissionen: Verantwortlichkeit des  
Grundeigentümers
Art. 679 
1	 Wird jemand dadurch, dass ein Grundeigentümer sein Ei-

gentumsrecht überschreitet, geschädigt oder mit Schaden 
bedroht, so kann er auf Beseitigung der Schädigung oder 
auf Schutz gegen drohenden Schaden und auf Schadener-
satz klagen.  

2	 Entzieht eine Baute oder eine Einrichtung einem Nach-
bargrundstück bestimmte Eigenschaften, so bestehen die 
vorstehend genannten Ansprüche nur, wenn bei der Er-
stellung der Baute oder Einrichtung die damals geltenden 
Vorschriften nicht eingehalten wurden.
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Art. 679a 
Fügt ein Grundeigentümer bei rechtmässiger Bewirtschaf-
tung seines Grundstücks, namentlich beim Bauen, einem 
Nachbarn vorübergehend übermässige und unvermeidliche 
Nachteile zu und verursacht er dadurch einen Schaden, so 
kann der Nachbar vom Grundeigentümer lediglich Schaden-
ersatz verlangen. 

Übermässige Immissionen 
Art. 684 ZGB 
1	 Jedermann ist verpflichtet, bei der Ausübung seines Eigen-

tums, wie namentlich bei dem Betrieb eines Gewerbes auf 
seinem Grundstück, sich aller übermässigen Einwirkung 
auf das Eigentum der Nachbarn zu enthalten. 

2	 Verboten sind insbesondere alle schädlichen und nach 
Lage und Beschaffenheit der Grundstücke oder nach 
Ortsgebrauch nicht gerechtfertigten Einwirkungen durch 
Luftverunreinigung, üblen Geruch, Lärm, Schall, Erschüt-
terung, Strahlung oder durch den Entzug von Besonnung 
oder Tageslicht.

 
Graben und Bauen 
Art. 685 ZGB 
1	 Bei Grabungen und Bauten darf der Eigentümer die nach-

barlichen Grundstücke nicht dadurch schädigen, dass er 
ihr Erdreich in Bewegung bringt oder gefährdet oder vor-
handene Vorrichtungen beeinträchtigt. 

2	 Auf Bauten, die den Vorschriften des Nachbarrechtes zu-
widerlaufen, finden die Bestimmungen betreffend überra-
gende Bauten Anwendung. 

Pflanzen 
Art. 687 
1	 Überragende Äste und eindringende Wurzeln kann der 

Nachbar, wenn sie sein Eigentum schädigen und auf seine 
Beschwerde hin nicht binnen angemessener Frist beseitigt 
werden, kappen und für sich behalten. 

2	 Duldet ein Grundeigentümer das Überragen von Ästen auf 
bebauten oder überbauten Boden, so hat er ein Recht auf 
die an ihnen wachsenden Früchte (Anries).  

3	 Auf Waldgrundstücke, die aneinandergrenzen, finden die-
se Vorschriften keine Anwendung.  

Notwegrecht 
Art. 694 ZGB 
1	 Hat ein Grundeigentümer keinen genügenden Weg von 

seinem Grundstück auf eine öffentliche Strasse, so kann 
er beanspruchen, dass ihm die Nachbarn gegen volle Ent-
schädigung einen Notweg einräumen.  

2	 Der Anspruch richtet sich in erster Linie gegen den Nach-
barn, dem die Gewährung des Notweges der früheren 

Eigentums- und Wegeverhältnisse wegen am ehesten zu-
gemutet werden darf, und im weitern gegen denjenigen, 
für den der Notweg am wenigsten schädlich ist.  

3	 Bei der Festsetzung des Notweges ist auf die beidseitigen 
Interessen Rücksicht zu nehmen.  

Durchleitungsrecht 
Art. 691 ZGB 
1	 Jeder Grundeigentümer ist gehalten, die Durchleitung 

von Brunnen, Drainierröhren, Gasröhren u. dgl. sowie von 
elektrischen ober- oder unterirdischen Leitungen gegen 
vorgängigen vollen Ersatz des dadurch verursachten Scha-
dens zu gestatten, insofern sich die Leitung ohne Inan-
spruchnahme seines Grundstückes gar nicht oder nur mit 
unverhältnismässigen Kosten durchführen lässt. 

2	 Das Recht auf Durchleitung aus Nachbarrecht kann in den 
Fällen nicht beansprucht werden, in denen das kantonale 
Recht oder das Bundesrecht auf den Weg der Enteignung 
verweist. 

3	 Solche Durchleitungen werden, wenn es der Berechtigte 
verlangt, auf seine Kosten in das Grundbuch eingetragen. 

Fliessendes Wasser 
Art. 689 ZGB 
1	 Jeder Grundeigentümer ist verpflichtet, das Wasser, das 

von dem oberhalb liegenden Grundstück natürlicherwei-
se abfliesst, aufzunehmen, wie namentlich Regenwasser, 
Schneeschmelze und Wasser von Quellen, die nicht ge-
fasst sind. 

2	 Keiner darf den natürlichen Ablauf zum Schaden des 
Nachbarn verändern. 

3	 Das für das untere Grundstück nötige Abwasser darf die-
sem nur insoweit entzogen werden, als es für das obere 
Grundstück unentbehrlich ist. 

Stockwerkeigentumsrecht 
Art. 712a ZGB 
1	 Stockwerkeigentum ist der Miteigentumsanteil an einem 

Grundstück, der dem Miteigentümer das Sonderrecht 
gibt, bestimmte Teile eines Gebäudes ausschliesslich zu 
benutzen und innen auszubauen. 

2	 Der Stockwerkeigentümer ist in der Verwaltung, Benut-
zung und baulichen Ausgestaltung seiner eigenen Räume 
frei, darf jedoch keinem anderen Stockwerkeigentümer 
die Ausübung des gleichen Rechtes erschweren und die 
gemeinschaftlichen Bauteile, Anlagen und Einrichtungen 
in keiner Weise beschädigen oder in ihrer Funktion und 
äusseren Erscheinung beeinträchtigen.  

3	 Er ist verpflichtet, seine Räume so zu unterhalten, wie es 
zur Erhaltung des Gebäudes in einwandfreiem Zustand 
und gutem Aussehen erforderlich ist. 
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Art. 712b ZGB 
1	 Gegenstand des Sonderrechts können einzelne Stockwer-

ke oder Teile von Stockwerken sein, die als Wohnungen 
oder als Einheiten von Räumen zu geschäftlichen oder an-
deren Zwecken mit eigenem Zugang in sich abgeschlossen 
sein müssen, aber getrennte Nebenräume umfassen kön-
nen.  

2	 Dem Stockwerkeigentümer können nicht zu Sonderrecht 
zugeschieden werden: 

	 1. �der Boden der Liegenschaft und  das Baurecht, kraft  
dessen gegebenenfalls das Gebäude erstellt wird;  

	 2. �die Bauteile, die für den Bestand, die konstruktive Glie-
derung und Festigkeit des Gebäudes oder der Räume 
anderer Stockwerkeigentümer von Bedeutung sind 
oder die äussere Gestalt und das Aus- sehen des Ge-
bäudes bestimmen;  

	 3. �die Anlagen und Einrichtungen, die auch den andern 
Stockwerkeigentümern für die Benutzung ihrer Räume 
dienen. 

3	 Andere Bestandteile des Gebäudes können im Begrün-
dungsakt und in gleicher Form auch durch nachherige 
Vereinbarung der Stockwerkeigentümer als gemeinschaft-
lich erklärt werden; ist dies nicht geschehen, so gilt die 
Vermutung, dass sie zu Sonderrecht ausgeschieden sind.

Umweltschutzgesetz (USG) 
Art. 1 USG: Zweck 
1	 Dieses Gesetz soll Menschen, Tiere und Pflanzen, ihre Le-

bensgemeinschaften und Lebensräume gegen schädliche 
oder lästige Einwirkungen schützen sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen, insbesondere die biologische Vielfalt 
und die Fruchtbarkeit des Bodens, dauerhaft erhalten. 

2	 Im Sinne der Vorsorge sind Einwirkungen, die schädlich 
oder lästig werden könnten, frühzeitig zu begrenzen. 

Art. 6 USG: Information und Beratung
1	 Die Behörden informieren die Öffentlichkeit sachgerecht 

über den Umweltschutz und den Stand der Umweltbelas-
tung. 

2	 Die Umweltschutzfachstellen (Art. 42) beraten Behörden 
und Private. 

3	 Sie empfehlen Massnahmen zur Verminderung der Um-
weltbelastung. 

Art. 8 USG: Beurteilung von Einwirkungen
Einwirkungen werden sowohl einzeln als auch gesamthaft 
und nach ihrem Zusammenwirken beurteilt. 

Art. 11 USG: Grundsatz 
1	 Luftverunreinigungen, Lärm, Erschütterungen und Strah-

len werden durch Massnahmen bei der Quelle begrenzt 
(Emissionsbegrenzungen). 

2	 Unabhängig von der bestehenden Umweltbelastung sind 
Emissionen im Rahmen der Vorsorge so weit zu begren-
zen, als dies technisch und betrieblich möglich und wirt-
schaftlich tragbar ist.  

3	 Die Emissionsbegrenzungen werden verschärft, wenn 
feststeht oder zu erwarten ist, dass die Einwirkungen un-
ter Berücksichtigung der bestehenden Umweltbelastung 
schädlich oder lästig werden. 

 
Art. 13 USG: Immissionsgrenzwerte 
1	 Für die Beurteilung der schädlichen  oder lästigen Einwir-

kungen legt der Bundesrat durch Verordnung Immissions-
grenzwerte fest.  

2	 Er berücksichtigt dabei auch die Wirkungen der Immissi-
onen auf Personengruppen mit erhöhter Empfindlichkeit, 
wie Kinder, Kranke, Betagte und Schwangere.  

Lärmschutzverordnung (LSV) 
Art. 2 Begriffe 
1	 Ortsfeste Anlagen sind Bauten, Verkehrsanlagen, hau-

stechnische Anlagen und andere nichtbewegliche Ein-
richtungen, die beim Betrieb Aussenlärm erzeugen. Dazu 
gehören insbesondere Strassen, Eisenbahnanlagen, Flug-
plätze, Anlagen der Industrie, des Gewerbes und der 
Landwirtschaft, Schiessanlagen sowie fest eingerichtete 
militärische Schiess- und Übungsplätze. 

2	 Als neue ortsfeste Anlagen gelten auch ortsfeste Anlagen 
und Bauten, deren Zweck vollständig geändert wird. 

3	 Emissionsbegrenzungen sind technische, bauliche, be-
triebliche, verkehrslenkende, -beschränkende oder -beru-
higende Massnahmen an Anlagen sowie bauliche Mass-
nahmen auf dem Ausbreitungsweg der Emissionen. Sie 
sind geeignet, die Erzeugung oder Ausbreitung des Aus-
senlärms zu verhindern oder zu verringern. 

4	 Sanierungen sind Emissionsbegrenzungen für bestehende 
ortsfeste Anlagen. 

5	 Belastungsgrenzwerte sind Immissionsgrenzwerte, Pla-
nungswerte und Alarmwerte. Sie werden nach der Lär-
mart, der Tageszeit und der Lärmempfindlichkeit der zu 
schützenden Gebäude und Gebiete festgelegt. 

6	 Lärmempfindliche Räume sind: 
	 a. �Räume in Wohnungen, ausgenommen Küchen ohne 

Wohnanteil, Sanitärräume und Abstellräume;  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	 b. �Räume in Betrieben, in denen sich Personen regelmässig 
während längerer Zeit aufhalten, ausgenommen Räume 
für die Nutztierhaltung und Räume  mit erheblichem 
Betriebslärm.  

Art. 7 Emissionsbegrenzungen bei neuen ortsfesten Anlagen 
1	 Die Lärmemissionen einer neuen ortsfesten Anlage müs-

sen nach den Anordnungen der Vollzugsbehörde so weit 
begrenzt werden: 

	 a. �als dies technisch und betrieblich möglich sowie wirt-
schaftlich tragbar ist und  

	 b. �dass die von der Anlage allein erzeugten Lärmimmissio-
nen die Planungswerte nicht überschreiten.  

2	 Die Vollzugsbehörde gewährt Erleichterungen, soweit 
die Einhaltung der Planungswerte zu einer unverhältnis-
mässigen Belastung für die Anlage führen würde und ein 
überwiegendes öffentliches, namentlich auch raumplane-
risches Interesse an der Anlage besteht. Die Immissions-
grenzwerte dürfen jedoch nicht überschritten werden. 

Art. 8 Emissionsbegrenzungen bei geänderten ortsfesten An-
lagen 
1	 Wird eine bestehende ortsfeste  Anlage geändert, so müs-

sen die Lärmemissionen der neuen oder geänderten An-
lageteile nach den Anordnungen der Vollzugsbehörde so 
weit begrenzt werden, als dies technisch und betrieblich 
möglich sowie wirtschaftlich tragbar ist. 

2	 Wird die Anlage wesentlich geändert, so müssen die Lär-
memissionen der gesamten Anlage mindestens so weit 
begrenzt werden, dass die Immissionsgrenzwerte nicht 
überschritten werden.  

3	 Als wesentliche Änderungen ortsfester Anlagen gelten 
Umbauten, Erweiterungen und vom Inhaber der Anlage 
verursachte Änderungen des Betriebs, wenn zu erwarten 
ist, dass die Anlage selbst oder die Mehrbeanspruchung 
bestehender Verkehrsanlagen wahrnehmbar stärkere Lär-
mimmissionen erzeugen. Der Wiederaufbau von Anlagen 
gilt in jedem Fall als wesentliche Änderung. 

4	 Wird eine neue ortsfeste Anlage geändert, so gilt Artikel 7. 

Bundesgesetz über die Enteignung (EntG) 
Art. 1 EntG: Voraussetzungen 
1	 Das Enteignungsrecht kann geltend gemacht werden für 

Werke, die im Interesse der Eidgenossenschaft oder eines 
grossen Teils des Landes liegen, sowie für andere im öf-
fentlichen Interesse liegende Zwecke, sofern sie durch ein 
Bundesgesetz anerkannt sind. 

2	 Das Enteignungsrecht kann nur geltend gemacht werden, 
wenn und soweit es zur Erreichung des Zweckes notwen-
dig ist. 

Art. 2 EntG: Ausübung 
Der Bund kann das Enteignungsrecht selbst ausüben oder es 
an Dritte übertragen. 

Art. 16 EntG: Umfang der Entschädigung
Die Enteignung kann nur gegen volle Entschädigung erfol-
gen. 

Klagen
Eigentumsfreiheitsklage 
Art. 641 Abs. 2 ZGB 
2	 Er hat das Recht, sie von jedem, der sie ihm vorenthält, 

herauszuverlangen und jede ungerechtfertigte Einwirkung 
abzuwehren. 

Nachbarrechtliche Klage 
Art. 679 ZGB 
Wird jemand dadurch, dass ein Grundeigentümer sein Eigen-
tumsrecht überschreitet, geschädigt oder mit Schaden be-
droht, so kann er auf Beseitigung der Schädigung oder auf 
Schutz gegen drohenden Schaden und auf Schadenersatz 
klagen. 

Klage aus Besitzesstörung 
Art. 928 ZGB 
1	 Wird der Besitz durch verbotene Eigenmacht gestört, so 

kann der Besitzer gegen den Störenden Klage erheben, 
auch wenn dieser ein Recht zu haben behauptet.  

2	 Die Klage geht auf Beseitigung der Störung, Unterlassung 
fernerer Störung und Schadenersatz.  

Schadenersatz 
Art. 41 OR 
1	 Wer einem andern widerrechtlich Schaden zufügt, sei es 

mit Absicht, sei es aus Fahrlässigkeit, wird ihm zum Ersatze 
verpflichtet.  

2	 Ebenso ist zum Ersatze verpflichtet, wer einem andern in 
einer gegen die guten Sitten verstossenden Weise absicht-
lich Schaden zufügt.  

Art. 60 OR 
1	 Der Anspruch auf Schadenersatz oder Genugtuung ver-

jährt in einem Jahre von dem Tage hinweg, wo der Ge-
schädigte Kenntnis vom Schaden und von der Person des 
Ersatzpflichtigen erlangt hat, jedenfalls aber mit dem Ab-
laufe von zehn Jahren, vom Tage der schädigenden Hand-
lung an gerechnet. 

2	 Wird jedoch die Klage aus einer strafbaren Handlung her-
geleitet, für die das Strafrecht eine längere Verjährung vor-
schreibt, so gilt diese auch für den Zivilanspruch. 
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3	 Ist durch die unerlaubte Handlung gegen den Verletzten 
eine Forderung begründet worden, so kann dieser die Er-
füllung auch dann verweigern, wenn sein Anspruch aus 
der unerlaubten Handlung verjährt ist.
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